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SEV-GATA konnte die seitens Swiss für das 
Bodenpersonal geforderten Sparmassnah-
men massgeblich reduzieren und ein prag-
matisches Krisenpaket verhandeln. Der 
Ball liegt nun bei den Mitarbeitenden: Ende 
Februar können die Mitglieder über die ge-
troffene Vereinbarung abstimmen. 

Die Situation im Luftverkehr ist noch immer 
besonders dramatisch. Die Pandemie hinter-
lässt Spuren unvorstellbaren Ausmasses, so 
auch bei der Swiss. Mit Erfolg konnte SEV-GA-
TA dazu beitragen, dass die Schweizer Airline 
Bundeshilfen erhält sowie die Kurzarbeit ver-
einfacht und verlängert wurde. Trotzdem ver-
langte die Swiss nach weiteren Sparmassnah-
men und wollte etwa die Personalkosten um 15 
bis 20 Prozent senken. «Wenn dies auch teilwei-
se nachvollziehbar ist, muteten einige Vorha-
ben doch dreist an», berichtet Philipp Hadorn, 
Präsident von SEV-GATA und zuständig für die 
Verhandlungen mit der Swiss. 

In aufwändigen Verhandlungen galt es dar-
zulegen, dass die Bereitschaft des Personals, 
seinen Beitrag zu leisten, zwar vorhanden ist. 
Dies aber unter der Voraussetzung, dass gewis-
se Rahmenbedingungen eingehalten werden 
und das Ausmass auch sozialverträglich aus-
gestaltet wird. «Zudem darf der Gedanke der 
Solidarität und Opferbereitschaft auch nicht 
vor dem Kader halt machen», betont Philipp 
Hadorn.

Nach umfangreichen Verhandlungen konn-
ten sich die Sozialpartner einigen: «Die Spar-
ziele der Swiss wurden auf ein vertretbares 
Mass reduziert und in akzeptablen Rahmenbe-
dingungen reguliert. Damit konnten weitrei-
chende Massnahmen verhindert werden», er-
klärt Hadorn. 

Die von der Swiss angestrebten Kostensen-
kungen beim Personal sollen weitestgehend 
über Fluktuation und freiwillige Massnahmen 
wie etwa Frühpensionierungen erfolgen. Das 
zusätzliche Sparpaket enthält folgende Rah-

menbedingungen:
•	 Die Massnahmen sind zeitlich beschränkt 

ab Ende der Kurzarbeit bis Ende 2023.
•	 Der bisher gültige GAV Bodenpersonal 

wird nach Ende der temporären Krisen-Mass-
nahmen um drei Jahre verlängert.

•	 Nach Erholung von der Krise wird das 
vom Sparpaket betroffene Personal eine «Coro-
naprämie» über total 2500 Franken erhalten.

•	 Die Swiss verpflichtet sich, die Sozial-
partner quartalsweise über die Wirkung der 
Sparmassnahmen zu informieren.

Schmerzhaft, aber zumutbar

Die temporären Massnahmen, die mit der 
Zustimmung der Mitarbeitenden ab Ende der 
Kurzarbeit in Kraft treten würden, beinhalten 
eine Reduktion des 13. Monatslohn um einen 
Drittel, die Aussetzung der Performance-Prä-

mie sowie die Reduktion des Risikobeitrags für 
die Pensionskasse. Daneben gibt es Anpassun-
gen am Sozialplan. «Mit den vorgeschlagenen 
Massnahmen leistet das Bodenpersonal einen 
schmerzhaften, aber zumutbaren und wichti-
gen Beitrag, damit die Arbeitsplätze und auch 
die Arbeitsbedingungen längerfristig gesichert 
und Kündigungen hoffentlich verhindert wer-
den können», betont Philipp Hadorn. 

In den kommenden Tagen wird die Verein-
barung zu den temporären GAV-Massnahmen 
sowie zum Sozialplan den betroffenen Mitarbei-
tenden vorgestellt. Zudem werden die Mitglie-
der die Möglichkeit haben, bei Infoveranstal-
tungen evtl. vor Ort, aber sicher online Fragen 
zu stellen, bevor sie Ende Februar über das Kri-
senpaket abstimmen können. Eine Information 
an die betroffenen Mitglieder von SEV-GATA 
erfolgt Anfang Februar.

LUFT VERKEHR

Swiss: Krisenpaket 
verhandelt
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Mit den Sparmassnahmen leistet das Bodenpersonal der Swiss einen schmerzhaften aber wichtigen Beitrag zum Überleben des Unternehmens.

Swissport: Einigung in Zürich, Protest in Genf 
Die Mitarbeitenden haben dem Verhandlunger-
gebnis der Sozialpartner bei Swissport Zürich 
zugestimmt und sich damit für einen Krisen- 
GAV, einen neuen Sozialplan sowie für die defi-
nitive Pensionskassenänderung ausgesprochen 
(siehe SEV-Zeitung 19/2020). Die Angestellten 
hatten das letzte Wort in einem langen und 
schwierigen Verhandlungsprozess. Mit seiner 
Zustimmung zeigt sich das Personal bereit, sich 
an der Bewältigung der Krise zu beteiligen 
– durch temporären Verzicht auf Ferien und 
Lohn sowie erhöhte flexible Einsatzbereit-
schaft. Durchschnittlich werden die Mitarbei-
tenden während der Krise auf rund 150 Franken 
pro Monat verzichten. Zudem stellen sie Swiss-
port mehr Flexibilität in der Einsatzplanung zur 
Verfügung. Damit sollen Arbeitsplätze und das 
Überleben des Flughafendienstleisters gesi-
chert werden. 

Bei Swissport Genf ist die Situation schwie-
riger. Seit 1. Oktober 2020 ist das Personal in 
Genf nicht mehr durch einen GAV geschützt, 
trotz der Empfehlung der kantonalen Schlich-

tungsstelle, die zur Verhandlung eines GAV und 
eines Sozialplans rät. Anfangs Jahr präsentierte 
die Swissport-Geschäftsleitung ihren 1034 
Mitarbeitenden eine Reihe von Massnahmen, 
die zu einer Kostenreduktion von 25 % führen 
sollen. Bis zum 28. Januar müssen alle Ange-
stellten eine Änderungskündigung unterschrei-
ben, oder sie verlieren ihren Job. Die neuen 
Verträge, die am 1. Juni in Kraft treten sollen, 
sehen u.a. massive Lohnkürzungen, eine Erhö-
hung der Wochenarbeitszeit von 40 auf 41.25 
Stunden und die Reduktion von Ferientagen für 
Teile des Personals vor. Seit zwei Wochen weh-
ren sich Angestellte und Gewerkschaften ent-
schieden gegen diesen Angriff auf ihre Anstel-
lungsbedingungen. Dank der Mobilisation hat 
sich die Geschäftsleitung  nun bereit erklärt, 
den Staatsrat und die Gewerkschaften am Tag 
unseres Redaktionsschlusses zu treffen. Wäh-
rend der SEV die Frist zur Unterzeichnung der 
neuen Verträge anfechten will, zeigt sich die 
Geschäftsleitung «offen für die Wiederaufnah-
me des Dialogs». 

Lohndumping- 
gefahr im Jura

Bei der Ausschreibung der Bus-
linien im Jura hatte der SEV die 
grosse Befürchtung, dass die 
Einsparungen der öffentlichen 
Hand zu Lasten des Fahrperso-
nals gehen würden. Pierre Alain 
Perren, Leiter Betrieb West von 
Postauto, der Siegerin der Aus-
schreibung, gibt diesen Befürch-
tungen neuen Aufwind. Im «Quo-
tidien jurassien» spricht er von 
drei Szenarien: Betrieb der Linien 
durch Postauto selber, Vergabe 
von Unteraufträgen an die CJ 
oder an die Transportgesell-
schaft Tramelan–Saignelégier–
Les Pommerats–Goumois 
(TSPG). Letztere hat allerdings 
keinen GAV ... Folgende Aussage 
von Perren befeuert die Sorge 
des SEV zusätzlich: «Es geht 
darum, eine Struktur zu schaffen, 
die es uns erlaubt, unsere Dienst-
leistungen sicherzustellen und 
gleichzeitig die Kosten zu garan-
tieren, zu denen wir uns ver-
pflichtet haben.»

50 Mio. Defizit 
bei Postauto

Postauto rechnet für 2020 mit 
einem coronabedingten Verlust 
von 50 Millionen Franken. Diesen 
müsse das Unternehmen aus den 
Reserven selber decken, so ein 
Mediensprecher des Unterneh-
mens gegenüber den Medien. 
Zwar hatte das Parlament in der 
Herbstsession entschieden, 
öV-Unternehmen wegen der Ver-
luste während der Coronapande-
mie mit insgesamt 900 Millionen 
zu unterstützen. Gemäss dem 
entsprechenden Bundesgesetz 
ist diese Hilfe aber an Bedingun-
gen geknüpft: So müssen Unter-
nehmen insbesondere zuerst ihre 
Reserven auflösen.

Postfinance- 
Privatisierung 

stoppen!
Der Schweiz. Gewerkschafts-
bund ist gegen die Vollprivatisie-
rung der Postfinance, wie sie der 
Bundesrat am 20. Januar präsen-
tiert hat: «Die Postfinance ist eine 
Volksbank mit fast drei Millionen 
Kund/innen und gehört als Teil 
des Post-Konzerns der Allgemein-
heit. Sie erfüllt im Zahlungsver-
kehr seit Jahren erfolgreich einen 
gesetzlichen Grundversorgungs- 
auftrag. Dieser würde untermi-
niert und müsste mit einer Kon- 
zessionsvergabe sichergestellt 
werden. Zudem würde die Post 
aufgespaltet. Sie funktioniert 
aber nur über ihr in sich geschlos-
senes Geschäftsmodell mit vielen 
innerbetrieblichen und finanziel-
len Verflechtungen wie den Syn-
ergieeffekten des Postnetzes.»


